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In den späten Abendstunden des 
12. Januars legte Präsident Iajud-
din Ahmed völlig überraschend die 

von ihm vorübergehend wahrgenom-
menen Regierungsgeschäfte nieder und 
erklärte, dass es nicht mehr möglich sei, 
die Wahlen termingerecht durchzufüh-
ren. Er begründete seine Entscheidung 
in einer landesweit ausgestrahlten Fern-
sehansprache mit „drohenden wirt-
schaftlichen Einbußen und Anarchie“. 
Am folgenden Morgen herrschte in der 
Hauptstadt Dhaka angespannte Ruhe. 
Strategisch wichtige Punkte wurden 
von der Armee und paramilitärische 
Truppen kontrolliert. Das Versamm-
lungsrecht und die Pressefreiheit wur-
den suspendiert. Private Fernsehsender 
mussten ihre Nachrichtenprogramme 
stoppen, Print- und Onlinemedien ist 
es verboten, politische Nachrichten – 
insbesondere über Proteste und De-
monstrationen – zu verbreiten. Kritik 
an der Regierungsarbeit ist nicht gestat-
tet. Darüber hinaus wurde eine nächt-
liche Ausgangssperre verhängt. Viele 
fühlen sich dadurch unweigerlich an 
die wiederholten Militärherrschaften 
der 1970er und 80er Jahre erinnert. Als 
Leiter einer neuen Interimsregierung 
wurde der ehemalige Zentralbankchef  
Fakhruddin Ahmed vereidigt.

Lähmender Machtkampf?

Die Aufgabe der Interimsregierung 
ist es, freie und faire Wahlen zu er-
möglichen. Präsident Iajuddin Ah-
med stand als Leiter der Übergangs-
regierung seit seinem Amtantritt am 
29. Oktober 2006 im Mittelpunkt der 

sich wöchentlich verschärfenden poli-
tischen Krise. Generalstreiks (hartals), 
massive Straßenproteste und Verkehrs-
blockaden führten zu Auseinander-
setzungen zwischen Anhängern der 
bis zum 27. Oktober regierenden na-
tional-islamistischen Koalition unter 
Führung der Bangladesh Nationalist Par-
ty (BNP) und der der einflussreichsten 
Oppositionspartei, der Bangladesh Awa-
mi League (BAL). Ein Massenaustritt 
von Parteipolitikern, Abgeordneten 
und Ministern aus der damals noch re-
gierenden BNP in die neu gegründe-
te Liberal Democratic Party (LDP) ver-
schärfte die politische Gemengelage 
Ende Oktober 2006 zusätzlich.

Die wiederkehrenden – oft auch 
blutigen – Krisen, hervorgerufen 
durch die Rivalität zwischen den bei-
den politischen Führerinnen Khale-
da Zia (BNP) und Sheikh Hasina Wa-
jid (BAL) sind bereits über eineinhalb 
Jahrzehnte alt, jedoch wurde bisher nie 
der Ausnahmezustand verhängt. Die-
ser Schritt bringt das politische System 
nun in eine durch die Verfassung nicht 
geregelte Situation: Weder ein Wahl-
termin später als 90 Tage unter einer 
Übergangsregierung noch eine erneu-
te Machtübergabe sind gesetzlich vor-
gesehen.

Der Konflikt zwischen Zia und 
Hasina hat nicht nur die wichtigsten 
Parteien in eine unnachgiebige Geg-
nerschaft verkeilt, sondern, mit Aus-
nahme der Armee, immer mehr In-
stitutionen einschließlich der Polizei 
politisiert. Jede öffentliche Tätigkeit in 

dem südasiatischen Land wird mittler-
weile im Hinblick auf Nähe oder Geg-
nerschaft zur BNP bzw. BAL beurteilt. 
Die Machtmittel des Staats werden von 
der jeweils regierenden Partei gegen 
den politischen Gegner schonungslos 
eingesetzt. Dies ist der Grund warum 
die Awami League und andere Oppo-
sitionsparteien der BNP Khaleda Zias 
nach ihrer Machtübergabe vorwar-
fen, in den vergangenen fünf Jahren 
Schlüsselpositionen in der Wahlkom-
mission mit ihren Sympathisanten be-
setzt zu haben. Zudem haben von der 
gesellschaftlichen Spaltung in BNP- 
und BAL-Sympathisanten bisher isla-
mistische Parteien profitieren können, 
die zuletzt der BNP als Juniorpartner 
zur Seite standen. Mit Rückendeckung 
der BNP, deren Macht von der Unter-
stützung durch die Islamisten abhing, 
konnten diese in der vergangenen Le-
gislaturperiode ihre Kader- und Tarn-
organisationen landesweit ausbauen.

Präsident Iajuddin Ahmed wurde 
bezichtigt, den Urnengang zu mani-
pulieren und eine Mehrzahl der Ämter 
seiner Übergangsregierung der BNP 
zugestanden zu haben. Meldungen 
über gefälschte Wahllisten, die bis zu  
zwölf Millionen nicht-existierende 
Wählernamen enthalten haben sollen, 
waren der Anlass für die Ausweitung 
der Proteste. Oftmals mündeten die-
se in Zusammenstößen zwischen de-
monstrierenden Parteianhängern und 
Sicherheitskräften. Seit der Machtüber-
gabe an die nun zurückgetretene Inte-
rimsregierung starben dabei knapp 50 
Menschen.

Wahlen im Ausnahmezustand?
Christoph S. Sprung

Nach wochenlangen Unruhen sind die für den 22. Januar 2007 geplanten Parlaments-
wahlen verschoben worden. Zuvor war der Ausnahmezustand verhängt worden, und 
Präsidenten Iajuddin Ahmed trat von seinem Amt als Leiter der Übergangsregierung 
zurück. Am 1�. Januar kam die neue Interimsregierung unter Fakhruddin Ahmed erst-
mals in Dhaka zusammen. Beobachter hoffen nun auf eine Beruhigung der Lage. Sol-
daten und Paramilitärs patrouillieren derweil in den Städten.
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Die politische Reißleine zogen am 
Tag vor dem Rücktritt von Iajuddin 
Ahmed, der im repräsentativen Amt 
des Staatspräsidenten verbleibt, die 
Vereinten Nationen (VN) und die Eu-
ropäische Union (EU). Beide Organi-
sationen, die in dem stark von interna-
tionaler Entwicklungszusammenarbeit 
abhängigen Land als bedeutende Geld-
geber operieren, beriefen ihre Wahlbe-
obachter ab. Sie sahen aufgrund der 
Krise schlichtweg keine Legitimität 

mehr für einen Urnengang zum jet-
zigen Zeitpunkt.

Internationale Sorgen um die 
Rolle des Militärs

Der drohende Wahlboykott, den 
Hasina für ihre BAL bereits zu Jahres-
beginn angekündigt hatte, versetzte die 
meisten internationalen Geber, aber 
auch das einflussreiche Nachbarland 
Indien und andere Staaten endgültig 

in Alarmbereitschaft. Die VN erklär-
ten ihre Sorge um die Neutralität des in 
den letzten Monaten bereits wiederholt 
gegen Straßenproteste eingesetzten 
Militärs. In Bangladesch finden War-
nungen der Weltorganisation noch Ge-
hör, da eine kaum zu unterschätzende 
Einkunftsquelle Dhakas die internati-
onalen Einsätze mit Blauhelm-Solda-
ten sind, an denen sich das Land über-
durchschnittlich stark beteiligt. Die EU 
drängte nach der Verhängung des Aus-

Die jüngsten Ereignisse in Bangladesch, wo gerade 

der Präsident gerade den Notstand ausgerufen und 

die Wahlen verschoben hat, wurden bei uns kaum 

wahrgenommen; dafür dass wir dort “afghanische” 

Verhältnisse erwarten sollten, scheint das Land ge-

ographisch und kulturell zu weit von Afghanistan 

entfernt zu sein. Aber es gibt eine Reihe von Ent-

wicklungen, die unsere verstärkte Aufmerksamkeit 

erfordern. In Nachbarland Indien ist man besorgt: es 

erscheinen dort ständig Berichte über das Land, das 

in dem man dieselbe Sprache spricht wie in West-

bengalen. Zudem ragt Bangladesch weit in Indiens 

Territorium hinein, so dass der Nordosten nur durch 

einen schmalen “Hals” mit dem Rest des Landes ver-

bunden ist. Indien sieht mit Sorge, dass der nördliche 

Nachbar China sich mit den Nachbarn im Westen und 

Osten, Pakistan und Myanmar, verbündet hat und 

wie sich die Beziehungen Bangladeschs zu Pakistan, 

von dem es sich in einem blutigen Bürgerkrieg mit 

indischer Hilfe 1971 getrennt hatte, verbessern.

Historische Parallelen drängen sich auf: In Afgha-

nistan hatte man lange versucht, sich dem “Großen 

Spiel” Russlands und Großbritanniens und später 

dem Ost-West-Konflikt zu entziehen und daraus 

wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen. Dies misslang  

gründlich: Das Land wurde zum letzten Schauplatz 

im “Kalten” Krieg, der seine Fortsetzung in Bürger-

krieg, religiös-ideologischem Extremismus und dem 

“Krieg gegen den Terrorismus” fand. Jetzt stellt sich 

die Frage, ob sich im Nordosten des Subkontinents 

ein neues “Großes Spiel” zwischen den USA und Chi-

na abzeichnet. Karlekar, ein bekannter indischer 

Journalist und Schriftsteller,  schneidet diese Frage 

durch die Wahl des Titels an. Im seinem Buch zeigt er 

detailgenau und gut belegt, wie die eher nationalis-

tische Regierung der zuletzt regierenden Bangladesh 

National Party unter Führung der Witwe des Helden 

des Unabhängigkeitskrieges Zia-ur-Rahman, Begum 

Zia, sich auf eine Allianz mit den islamistischen Par-

teien (die einst gegen Pakistan und später gegen die 

Unabhängigkeit Bangladeschs waren) einlässt, ohne 

sie kontrollieren zu können. Die Gewaltaktionen der 

letzten Jahre richteten sich besonders gegen demo-

kratische, oppositionelle Kräfte, einschließlich der 

früheren Ministerpräsidentin Sheikh Hasina Wajed, 

aber auch gegen den britischen Hohen Kommissar 

(=Botschafter). Diese beiden überlebten, nicht aber 

der frühere Finanzminister und Hunderte andere, 

vor allem auch Journalisten. Der spektakulärste aller 

Terrorakte aber war die gleichzeitige Explosion von 

über 400 Sprengsätzen in 63 der 64 Distrikte des 

Landes. Große Waffenfunde lassen nach den Auftrag-

gebern fragen; indische Quellen sehen hier die Hand 

des pakistanischen Geheimdienstes ISI im Spiel, der 

auf diesem Wege Indien in seinem Nordosten zu de-

stabilisieren sucht. In den USA wird vermutet, dass 

Al Qaeda sich in Bangladesch Rückzugsstellungen 

aufbaut und Trainingscamps unterhält. Dass überall 

im Land mit Geld aus Arabien Moscheen gebaut wer-

den und Geistliche, die in Arabien ausgebildet wur-

den, predigen, lässt sich nicht übersehen.

Wer das Buch gelesen hat, wird von den jüngsten 

politischen Entwicklungen in Bangladesch nicht 

überrascht sein. Angesichts der geringen, auch 

akademischen, Beschäftigung mit Bangladesch in 

Deutschland, lässt es sich nicht vermeiden, zu eng-

lischsprachiger Literatur zu greifen; das Internet 

macht es möglich, auch Titel, die in Indien erschie-

nen sind, schnell und unkompliziert zu erwerben.

Wolfgang-Peter Zingel

Wolfgang-Peter Zingel ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

im Südasien-Institut der Universität Heidelberg, Abtei-

lung Internationale Wirtschafts- und Entwicklungspolitik.

Anmerkungen zu: Hiranmay KARLEKAR: Bangladesh, the next Afghanistan? New Delhi: Sage. 200�.
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nahmezustands auf  eine schnelle Rück-
kehr zu demokratischen Standards.

Besorgt über den Einsatz der Ar-
mee verweist die Menschenrechtsor-
ganisation Human Rights Watch auf  de-
ren Vorgehen während der Operation 
Cleanheart im Jahr 2002. Bei der dama-
ligen Offensive der Staatsgewalt gegen 
die ausufernde Kriminalität waren 50 
Menschen „verschwunden“. Dem Ra-
pid Action Battalion, einer 2004 gegrün-
deten paramilitärischen Spezialeinheit, 
die dem Innenministerium unterstellt 
ist, wird von Menschenrechtsvertei-
digern vorgeworfen, dass seit ihrer 
Gründung vor knapp zwei Jahren über 
350 Verhaftete in ihrem Gewahrsam 
gestorben seien.

Nicht erst seit dieser jüngsten Krise 
sind sich viele der 140 Millionen Ein-
wohner und einflussreiche Staaten ei-
nig, dass die Konfrontation zwischen 
den beiden politischen Führerinnen 
beendet werden muss. Trotz 70 Par-
teien, die zur verschobenen Wahl antre-
ten wollten, fehlt den knapp 80 Millio-
nen Wählern aber eine aussichtreiche 
politische Alternative. Die Gründung 
der LDP ist ein weiterer Versuch, eine 
neue Kraft zu etablieren. Als drittstär-
kste Partei gilt jedoch zurzeit die Jatiya 
Party, die von vielen Analysten im Vor-
feld der nun abgesagten Wahlen zum 
Zünglein an der Wage stilisiert wur-
de. Ihr Vorsitzender ist der frühere 
Militärdiktator und Präsident Gene-
ral Hossain Mohammad Ershad. Die-
ser wurde erst am 17. Januar von der 
Justiz wieder auf  freien Fuß gesetzt, 
nachdem er Mitte Dezember für einen 
zehn Jahre zurückliegenden Korrupti-
onsfall zu zwei Jahren Haft verurteilt 
worden war. Durch das Verfahren war 
der Ex-General vorübergehend von ei-
ner Kandidatur bei den Wahlen aus-
geschlossen worden. Da Ershads Jati-
ya Party mit der BAL koalieren wollte, 
liegt der Verdacht nahe, dass das Ver-
fahren gegen ihn im Interesse der BNP 
politisch motiviert war.

Mit seinem Rücktritt als Interims-
premier und der Bekanntgabe, das 

umstrittene Wählerregister zu überar-
beiten, erfüllte Iajuddin eine zentrale 
Forderung des von der Awami League 
geführten Oppositionsbündnisses. 
Postwendend stellte die BAL die 
Machtabgabe und die Ankündigung 
Iajuddins als einen „Sieg des Volkes“ 
dar. Zudem räumte Iajuddin Ahmed, 
der als Verbündeter Khaleda Zias gilt, 
ein, seine Rolle als Leiter der Interims-
regierung habe „die Nation gespalten“. 
Laut Medienberichten wurde daher 
auch wiederholt dem Friedensnobel-
preisträger und Ökonom Muhammad 
Yunus der Posten des Übergangsre-
gierungschefs angeboten. Er genießt 
landesweit hohes Ansehen, schlug das 
Amt jedoch aus.

Iajuddin Ahmed ist mittlerweile von 
BNP-Parteimitgliedern zum Rücktritt 
vom Amt des Staatspräsidenten auf-
gefordert worden. Der als neutral gel-
tende neue Interimspremier Fakhrud-
din Ahmed ordnete unterdessen den 
Austausch einiger führender Generä-
le und am 20. Januar die Verhaftung 
von mutmaßlich kriminellen Politi-

kern an. Dabei wurden 12.000 Men-
schen auch aus Reihen der BAL und 
BNP verhaftet. Bisher wurde kein neu-
er Wahltermin beschlossen. Angesichts 
einer Revision der Wählerlisten kann 
davon ausgegangen werden, dass noch 
Wochen – wenn nicht gar Monate – bis 
zu den Parlamentswahlen vergehen. 
Vermutlich muss das Verfassungsge-
richt angerufen werden, um einen neu-
en Wahltermin festzulegen. Es scheint, 
als sei die Regelung einer Übergangsre-
gierung, die in den vergangenen zehn 
Jahren erst zweimal angewendet wur-
de, mehr ein strukturelles Hindernis als 
eine besondere Errungenschaft für das 
politische System Bangladeschs. Beo-
bachter sehen Monate voller Ungewiss-
heit und Unsicherheit auf  eines der am 
dichtesten besiedelten Länder der Welt 
zukommen.
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